
 

 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 

für die Lieferung von Maschinen für 

Inlandsgeschäfte  

 

In Anlehnung an die VDMA-Bedingungen für die 

Lieferung von Maschinen für Inlandsgeschäfte 

(Stand August 2012) 

Zur Verwendung gegenüber: 

1. einer Person, die bei Abschluss des Vertrages in 

Ausübung ihrer gewerblichen oder selbständigen 

beruflichen Tätigkeit handelt (Unternehmer); 

2. juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

oder einem öffentlich- rechtlichen Sondervermö-

gen. 

I. Allgemeines 

1. Allen Lieferungen und Leistungen liegen diese Be-

dingungen sowie etwaige gesonderte vertragliche 

Vereinbarungen zugrunde. Abweichende Einkaufs-

bedingungen des Bestellers werden auch durch 

Auftragsannahme nicht Vertragsinhalt. 

Ein Vertrag kommt – mangels besonderer Verein-

barung – mit der schriftlichen Auftragsbestätigung 

des Lieferers zustande. 

2. Der Lieferer behält sich an Mustern, Kostenvoran-

schlägen, Zeichnungen u. ä. Informationen körperli-

cher und unkörperlicher Art – auch in elektronischer 

Form – Eigentums- und Urheberrechte vor; sie dür-

fen Dritten nicht zugänglich gemacht werden. Der 

Lieferer verpflichtet sich, vom Besteller als vertrau-

lich bezeichnete Informationen und Unterlagen nur 

mit dessen Zustimmung Dritten zugänglich zu ma-

chen. 

II. Preis und Zahlung 

1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinba-

rung ab Werk einschließlich Verladung im Werk, je-

doch ausschließlich Verpackung und Entladung. Zu 

den Preisen kommt die Umsatzsteuer in der jeweili-

gen gesetzlichen Höhe hinzu. 

2. Mangels besonderer Vereinbarung ist die Zahlung 

ohne jeden Abzug á Konto des Lieferers innerhalb 

von 14 Tagen zu leisten, und zwar:  

bei Aufträgen mit einem Auftragswert bis zu 30.000 

EUR: 100 % der Auftragssumme bei Anzeige der Ver-

sandbereitschaft, d. h. in der Regel 3 Werktage vor 

Lieferung und Vorlage einer Rechnung. 

bei Aufträgen mit einem Auftragswert ab 30.000 

EUR: 50 % der Auftragssumme bei Eingang der Auf-

tragsbestätigung und der Anzahlungsrechnung ge-

gen Anzahlungsbürgschaft einer deutschen Bank 

oder deutschen Kreditversicherers sofort fällig, die 

Anzahlungsbürgschaft ist befristet auf den geplan-

ten Liefertermin / Abholung im Werk. 

50 % der Auftragssumme ist fällig 3 Werktage nach 

Lieferung / Abholung und Vorlage der Rechnung. 

Bei o. g. Bedingungen wird eine entsprechende Bo-

nität vorausgesetzt. 

3. Das Recht, Zahlungen zurückzuhalten, steht dem 

Besteller nur insoweit zu, als seine Gegenansprüche 

unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. 

4. Das Recht des Bestellers, mit Gegenansprüchen 

aus anderen Rechtsverhältnissen aufzurechnen, 

steht ihm nur insoweit zu, als sie unbestritten oder 

rechtskräftig festgestellt sind. 

III. Lieferzeit, Lieferverzögerung 

1. Die Lieferzeit ergibt sich aus den Vereinbarungen 

der Vertragsparteien. Ihre Einhaltung durch den 

Lieferer setzt voraus, dass alle kaufmännischen und 

technischen Fragen zwischen den Vertragsparteien 

geklärt sind und der Besteller alle ihm obliegenden 

Verpflichtungen, wie z. B. Beibringung der erforder-

lichen behördlichen Bescheinigungen oder Geneh-

migungen oder die Leistung einer Anzahlung erfüllt 

hat. Ist dies nicht der Fall, so verlängert sich die Lie-

ferzeit angemessen. Dies gilt nicht, soweit der Liefe-

rer die Verzögerung zu vertreten hat. 

2. Die Einhaltung der Lieferzeit steht unter dem Vor-

behalt richtiger und rechtzeitiger Selbstbelieferung. 

Sich abzeichnende Verzögerungen teilt der Lieferer 

sobald als möglich mit. 

3. Die Lieferzeit ist eingehalten, wenn der Lieferge-

genstand bis zu ihrem Ablauf das Werk des Liefe-

rers verlassen hat oder die Versandbereitschaft ge-

meldet it. 



4. Wird der Versand des Liefergegenstandes aus

Gründen verzögert, die der Besteller zu vertreten

hat, so werden ihm, nach Meldung der Versand-be-

reitschaft, die durch die Verzögerung entstandenen

Kosten (wie z. B. Einlagerungskosten) berechnet.

Zusätzlich ist der komplette Lieferumfang fällig und

wird somit in Rechnung gestellt.

5. Ist die Nichteinhaltung der Lieferzeit auf höhere

Gewalt, auf Arbeitskämpfe oder sonstige Ereignisse,

die außerhalb des Einflussbereiches des Lieferers

liegen, zurückzuführen, so verlängert sich die Liefer-

zeit angemessen. Der Lieferer wird dem Besteller

den Beginn und das Ende derartiger Umstände

baldmöglichst mitteilen.

6. Der Besteller kann ohne Fristsetzung vom Vertrag

zurücktreten, wenn dem Lieferer die gesamte Leis-

tung vor Gefahrüber- gang endgültig unmöglich

wird. Der Besteller kann darüber hinaus vom Ver-

trag zurücktreten, wenn bei einer Bestellung die

Ausführung eines Teils der Lieferung unmöglich

wird und er ein berechtigtes Interesse an der Ableh-

nung der Teillieferung hat. Ist dies nicht der Fall, so

hat der Besteller den auf die Teillieferung entfallen-

den Vertragspreis zu zahlen. Dasselbe gilt bei Un-

vermögen des Lieferers. Im Übrigen gilt Abschnitt

VII.2.

Tritt die Unmöglichkeit oder das Unvermögen wäh-

rend des Annahmeverzuges ein oder ist der Bestel-

ler für diese Umstände allein oder weit überwie-

gend verantwortlich, bleibt er zur Gegenleistung 

verpflichtet. 

7. Kommt der Lieferer in Verzug und erwächst dem

Besteller hieraus ein Schaden, so ist er berechtigt,

eine pauschale Verzugsentschädigung zu verlan-

gen. Sie beträgt für jede volle Woche der Ver-

spätung 0,5 %, im Ganzen aber höchstens 5 % vom

Wert desjenigen Teils der Gesamtlieferung, der in-

folge der Verspätung nicht rechtzeitig oder nicht

vertragsgemäß genutzt werden kann.

Setzt der Besteller dem Lieferer – unter Berücksich-

tigung der gesetzlichen Ausnahmefälle – nach Fäl-

ligkeit eine angemessene Frist zur Leistung und 

wird die Frist nicht eingehalten, ist der Besteller im 

Rahmen der gesetzlichen Vorschriften zum Rück-

tritt berechtigt. Er verpflichtet sich, auf Verlangen 

des Lieferers in angemessener Frist zu erklären, ob 

er von seinem Rücktrittsrecht Gebrauch macht. 

Weitere Ansprüche aus Lieferverzug bestimmen 

sich ausschließlich nach Abschnitt VII.2 dieser Be-

dingungen. 

IV. Gefahrüberg ang

1. Die Gefahr geht auf den Besteller über, wenn der

Liefergegenstand das Werk verlassen hat, und zwar

auch dann, wenn Teillieferungen erfolgen oder der

Lieferer noch andere Leistungen, z. B. die Versand-

kosten oder Anlieferung und Aufstellung übernom-

men hat.

2. Verzögert sich oder unterbleibt der Versand in-

folge von Umständen, die dem Lieferer nicht zuzu-

rechnen sind, geht die Gefahr vom Tage der Mel-

dung der Versandbereitschaft auf den Besteller

über. Der Lieferer verpflichtet sich, auf Kosten des

Bestellers die Versicherungen abzuschließen, die

dieser verlangt.

3. Teillieferungen sind zulässig, soweit für den Be-

steller zumutbar.

V. Eig entum svorbehalt

1. Der Lieferer behält sich das Eigentum an dem Lie-

fergegenstand bis zum Eingang aller Zahlungen –

auch für ggf. zusätzlich geschuldete Nebenleistun-

gen – aus dem Liefervertrag vor.

2. Der Lieferer ist berechtigt, den Liefergegenstand

auf Kosten des Bestellers gegen Diebstahl, Bruch-,

Feuer-, Wasser- und sonstige Schäden zu versi-

chern, sofern nicht der Besteller selbst die Versiche-

rung nachweislich abgeschlossen hat.

3. Der Besteller darf den Liefergegenstand weder

veräußern, verpfänden noch zur Sicherung übereig-

nen. Bei Pfändungen sowie Beschlagnahme oder

sonstigen Verfügungen durch Dritte hat er den Lie-

ferer unverzüglich davon zu benachrichtigen.

4. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers,

insbesondere bei Zahlungsverzug, ist der Lieferer

zur Rücknahme des Liefergegenstandes nach Mah-

nung berechtigt und der Besteller zur Herausgabe

verpflichtet.



5. Aufgrund des Eigentumsvorbehalts kann der Lie-

ferer den Liefergegenstand nur herausverlangen,

wenn er vom Vertrag zurückgetreten ist.

6. Der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens

berechtigt den Lieferer, vom Vertrag zurückzutreten

und die sofortige Rückgabe des Liefergegenstandes

zu verlangen.

VI. Mäng elansprüche

Für Sach- und Rechtsmängel der Lieferung haftet 

der Lieferer unter Ausschluss weiterer Ansprüche – 

vorbehaltlich Abschnitt VII – wie folgt: Sachmängel 

1. Alle diejenigen Teile sind nach Wahl des Lieferers

nachzubessern oder mangelfrei zu ersetzen, die sich

infolge eines vor dem Gefahrübergang liegenden

Umstandes als mangelhaft herausstellen. Die Fest-

stellung solcher Mängel ist dem Lieferer unverzüg-

lich schriftlich anzuzeigen. Ersetzte Teile werden Ei-

gentum des Lieferers.

2. Zur Vornahme aller dem Lieferer notwendig er-

scheinenden Nachbesserungen und Ersatzlieferun-

gen hat der Besteller nach Verständigung mit dem

Lieferer die erforderliche Zeit und Gelegenheit zu

geben; anderenfalls ist der Lieferer von der Haftung

für die daraus entstehenden Folgen befreit. Nur in

dringenden Fällen der Gefährdung der Betriebssi-

cherheit bzw. zur Abwehr unverhältnismäßig großer

Schäden, wobei der Lieferer sofort zu verständigen

ist, hat der Besteller das Recht, den Mangel selbst

oder durch Dritte beseitigen zu lassen und vom Lie-

ferer Ersatz der erforderlichen Aufwendungen zu

verlangen.

3. Der Lieferer trägt – soweit sich die Beanstandung

als berechtigt herausstellt – die unmittelbaren Kos-

ten der Nachbesserung bzw. der Ersatzlieferung

einschließlich des Versandes. Er trägt außerdem die

Kosten des Aus• und Einbaus sowie die Kosten der

etwa erforderlichen Gestellung der notwendigen

Monteure und Hilfskräfte einschließlich Fahrtkosten,

soweit hierdurch keine unverhältnismäßige Belas-

tung des Lieferers eintritt.

4. Der Besteller hat im Rahmen der gesetzlichen

Vorschriften ein Recht zum Rücktritt vom Vertrag,

wenn der Lieferer – unter Berücksichtigung der ge-

setzlichen Ausnahmefälle – eine ihm gesetzte

angemessene Frist für die Nachbesserung oder Er-

satzlieferung wegen eines Sachmangels fruchtlos 

verstreichen lässt. Liegt nur ein unerheblicher Man-

gel vor, steht dem Besteller lediglich ein Recht zur 

Minderung des Vertragspreises zu. Das Recht auf 

Minderung des Vertragspreises bleibt ansonsten 

ausgeschlossen. 

5. Weitere Ansprüche bestimmen sich ausschließ-

lich nach Abschnitt VII. 2 dieser Bedingungen.

6. Keine Haftung wird insbesondere in folgenden

Fällen übernommen: Ungeeignete oder unsachge-

mäße Verwendung, fehlerhafte Montage bzw. Inbe-

triebsetzung durch den Besteller oder Dritte, natür-

liche Abnutzung, fehlerhafte oder nachlässige Be-

handlung, nicht ordnungsgemäße Wartung, unge-

eignete Betriebs• mittel, mangelhafte Bauarbeiten,

ungeeigneter Baugrund, chemische, elektrochemi-

sche oder elektrische Einflüsse – sofern sie nicht

vom Lieferer zu verantworten sind.

7. Bessert der Besteller oder ein Dritter unsachge-

mäß nach, besteht keine Haftung des Lieferers für

die daraus entstehenden Folgen. Gleiches gilt für

ohne vorherige Zustimmung des Lieferers vorge-

nommene Änderungen des Liefergegenstandes.

Rechtsmängel 

8. Führt die Benutzung des Liefergegenstandes zur

Verletzung von gewerblichen Schutzrechten oder

Urheberrechten im Inland, wird der Lieferer auf

seine Kosten dem Besteller grundsätzlich das Recht

zum weiteren Gebrauch verschaffen oder den Lie-

fergegenstand in für den Besteller zumutbarer

Weise derart modifizieren, dass die Schutzrechtsver-

letzung nicht mehr besteht.

Ist dies zu wirtschaftlich angemessenen Bedingun-

gen oder in angemessener Frist nicht möglich, ist 

der Besteller zum Rück• tritt vom Vertrag berech-

tigt. Unter den genannten Voraussetzungen steht 

auch dem Lieferer ein Recht zum Rücktritt vom Ver-

trag zu. 

Darüber hinaus wird der Lieferer den Besteller von 

unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten An-

sprüchen der betreffenden Schutzrechtsinhaber 

freistellen. 



9. Die in Abschnitt VI. 8 genannten Verpflichtungen

des Lieferers sind vorbehaltlich Abschnitt VII.2 für

den Fall der Schutz• oder Urheberrechtsverletzung

abschließend.

Sie bestehen nur, wenn 

der Besteller den Lieferer unverzüglich von geltend 

gemachten Schutz oder Urheberrechtsverletzun-

gen unterrichtet, 

der Besteller den Lieferer in angemessenem Um-

fang bei der Abwehr der geltend gemachten An-

sprüche unterstützt bzw. dem Lieferer die Durch-

führung der Modifizierungsmaßnahmen gemäß 

Abschnitt VI. 8 ermöglicht, 

dem Lieferer alle Abwehrmaßnahmen einschließ-

lich außergerichtlicher Regelungen vorbehalten 

bleiben, 

der Rechtsmangel nicht auf einer Anweisung des 

Bestellers beruht  

und die Rechtsverletzung nicht dadurch verursacht 

wurde, dass der Besteller den Liefergegenstand ei-

genmächtig geändert oder in einer nicht vertrags-

gemäßen Weise verwendet hat. 

VII. Haftung des  Lieferers, Haftung sausschluss

1. Wenn der Liefergegenstand infolge vom Lieferer

schuldhaft unterlassener oder fehlerhafter Vor-

schläge oder Beratungen, die vor oder nach Ver-

tragsschluss erfolgten, oder durch die schuldhafte

Verletzung anderer vertraglicher Nebenverpflich-

tungen – insbesondere Anleitung für Bedienung

und Wartung des Liefergegenstandes – vom Bestel-

ler nicht vertragsgemäß verwendet werden kann, so

gelten unter Ausschluss weiterer Ansprüche des Be-

stellers die Regelungen der Abschnitte VI und VII.2.

2. Für Schäden, die nicht am Liefergegenstand

selbst entstanden sind, haftet der Lieferer – aus wel-

chen Rechtsgründen auch immer – nur

a. bei Vorsatz,

b. bei grober Fahrlässigkeit des Inhabers / der Or-

gane oder leitender Angestellter,

c. bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper,

Gesundheit, d. bei Mängeln, die er arglistig ver-

schwiegen hat,

e. im Rahmen einer Garantiezusage,

f. bei Mängeln des Liefergegenstandes, soweit nach

Produkthaftungsgesetz für Personen- oder Sach-

schäden an privat genutzten Gegenständen gehaf-

tet wird.

Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertrags-

pflichten haftet der Lieferer auch bei grober Fahrläs-

sigkeit nicht leitender Angestellter und bei leichter 

Fahrlässigkeit, in letzterem Fall begrenzt auf den 

vertragstypischen, vernünftigerweise vorhersehba-

ren Schaden. 

Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. 

VIII. Verjährung

Alle Ansprüche des Bestellers – aus welchen Rechts-

gründen auch immer – verjähren in 12 Monaten. Für  

Schadensersatzansprüche nach Abschnitt VII. 2 a–d 

und f gelten die gesetzlichen Fristen. Sie gelten 

auch für Mängel eines Bauwerks oder für Lieferge-

genstände, die entsprechend ihrer üblichen Ver-

wendungsweise für ein Bauwerk verwendet wurden 

und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat. 

IX. Softw arenutzung

Soweit im Lieferumfang Software enthalten ist, wird 

dem Besteller ein nicht ausschließliches Recht ein-

geräumt, die gelieferte Software einschließlich ihrer 

Dokumentationen zu nutzen. Sie wird zur Verwen-

dung auf dem dafür bestimmten Liefergegen- 

stand überlassen. Eine Nutzung der Software auf 

mehr als einem System ist untersagt. 

Der Besteller darf die Software nur im gesetzlich zu-

lässigen Umfang (§§ 69 a ff. UrhG) vervielfältigen, 

überarbeiten, übersetzen oder von dem Objektcode 

in den Quellcode umwandeln. Der Besteller ver-

pflichtet sich, Herstellerangaben – insbesondere Co-

pyright- Vermerke – nicht zu entfernen oder ohne 

vorherige ausdrückliche Zustimmung des Lieferers 

zu verändern. 

Alle sonstigen Rechte an der Software und den Do-

kumentationen einschließlich der Kopien bleiben 

beim Lieferer bzw. beim Softwarelieferanten. Die 

Vergabe von Unterlizenzen ist nicht zulässig. 



X. Anw endbares  Re cht, Gerichtsstand

1. Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Liefe-

rer und dem Besteller gilt ausschließlich das für die

Rechtsbeziehungen inländischer Parteien unterei-

nander maßgebliche Recht der Bundesrepublik

Deutschland.

2. Gerichtsstand ist das für den Sitz des Lieferers zu-

ständige Gericht. Der Lieferer ist jedoch berechtigt,

am Hauptsitz des Bestellers Klage zu erheben.

© 2012 VDMA Verlag GmbH, Lyoner Straße 18, 60528 

Frankfurt/M. Alle Rechte, insbesondere das Recht 

der Vervielfältigung und Verarbeitung sowie der 

Übersetzung, vorbehalten. Kein Teil des Werkes darf 

in irgendeiner Form (Druck, Fotokopie, Mikrofilm 

oder ein anderes Verfahren) ohne schriftliche Ge-

nehmigung des Verlages reproduziert oder unter 

Verwendung elektronischer Systeme gespeichert, 

verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden 

Bestell-Nr. vf 118108 
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